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Was Europas Minderheiten bewegt
Sieben europäische Journalisten, die für Minderheiten-Tageszeitungen schreiben, analysieren die Situation in ihrem Land
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Barcelona/Bozen (jp) - "Beim
Reden kommen die Leute zu-
sammen", heißt es. So war es
beim jüngsten MIDAS-Journa-
listentreffen in Barcelona, an
dem neun Journalisten aus ganz
Europa teilgenommen haben.
Ihre Gemeinsamkeit: Sie alle
berichten für Minderheiten in
ihrem Land. In wenigen Sätzen
sagen sie, was in ihrem Land
derzeit diskutiert wird, wo die
Probleme sind und wo die
Chancen liegen.

Im Vergleich zu anderen Min-
derheiten in Europa sind die
schwedischsprechenden Fin-
nen in einer vorteilhaften Lage.
Ein Problem ergibt sich aller-
dings aus der Sprache: Obwohl
Schwedisch in Finnland als of-
fizielle Sprache anerkannt ist
und obwohl es ein neues Spra-
chen-Gesetz gibt, bestehen im
Alltag Probleme. So wird es zu-
nehmend schwieriger, be-
stimmte Dienstleistungen in
Schwedisch zu erhalten. Zum
Beispiel im Krankenhaus: Nur
in manchenStädten bekommen
die Schweden Krankenpflege-
dienste in ihrer Sprache. Das-
selbe gilt auch bei Polizei und di-
versen Ämtern. Das ist vor allem
für jene ein Problem, die nur eine
Sprache sprechen.

die sich seit 1921 mit Erfolg
selbst verwalten. Ich glaube,
derzeit besteht keine Notwen-
digkeit, dies zu tun. Aber sollte
die Schwedische Partei in Finn-
land Mandate verlieren, könn-
ten sich die Dinge ändern.

Seit 1920 gibt es in Deutsch-
land eine dänische Minderheit.
Ebenso gibt es eine deutsche
Minderheit in Dänemark. Die
rund 50.000 Dänen in Deutsch-
land zählen zu den sehr gut ge-
schützten Minderheiten Euro-
pas. In der Region gibt es rund 50
dänische Schulen, die Dänisch
als Muttersprache unterrichten.
Die Minderheit hat ihre eigenen
Büchereien, eine eigene Tages-
zeitung, Kulturorganisationen
und Parteien, Kindergärten und
andere Institutionen.

Zwischen den Dänen und den
Deutschen bestehen gute Bezie-
hungen. Die Minderheit wird
von Deutschland und Däne-
mark finanziell unterstützt. Al-
lerdings gab es zuletzt Proble-
me, weil Dänemark rund 65Pro-
zent der Kosten für beide Min-
derheiten übernimmt. Außer-
dem kämpfen die Dänen derzeit
darum, dass Deutschland den
Schülertransport für die däni-
schen Kinder bezahlt.

Bei den jüngsten Wahlen in
Schleswig-Holstein hat sich die
dänische Minderheit als "Züng-
lein an der Waage" für die Regie-

Jahre nach dem Fall des Kom-
munismus-immernochnicht.

Das Baskenland befindet sich
derzeit in einer spannenden Si-
tuation: Am 17. April finden
Wahlen statt. Der Präsident der
Baskischen Autonomie-Regie-
rung, Juan Jose Ibarretxe, hat
angekündigt, ein Referendum
zum Ibarretxe-Plan durchzu-
führen, wenn er die Wahlen ge-
winnt. Der Plan besteht darin,
dass das Baskenland eine stär-
kereAutonomie in einem "freien
Verbund" mit Spanien findet.
Die Baskische Nationalisten-
partei (EAJ) hat dem Plan zuge-
stimmt, genauso wie die unab-
hängige Partei Batasuna, die
Spanien allerdings als illegal
ansieht, weil sie Batasuna
ETA-Kontakte vorwirft. Die
spanische Regierung lehnt den
Ibarretxe-Plan bislang noch ab.
Darum ist es sehr schwer vor-
auszusehen, was in den näch-
sten Monaten passieren wird.

Ansonsten gibt es auch er-
freuliche Entwicklungen im
Baskenland: Der Prozentsatz
der Kinder, die die baskische
Sprache lernen, nimmt Jahr für
Jahr zu.

Die Journalisten-Gruppe traf sich in Barcelona. Im Bild eine Gruppe von katalanischen Kindern an
der Plaza Catalunya. Foto: Jutta Perkmann

Von Dolomiten-Redakteurin
Jutta Perkmann aus Barcelona



Vor kurzem starb ein Mann an
einem Herzinfarkt in meiner
Region Ostrobotnia, weil der
Krankenwagen die richtige
Adresse nicht finden konnte.
Der Grund war, dass der finni-
sche Zivildiener beim Notruf in
der Telefonzentrale nicht genü-
gend Schwedisch verstand, um
die Adresse korrekt aufzuneh-
men.

Derzeit wird diskutiert, ob es
in Finnland eine Autonomie für
die Schweden geben könnte,
ähnlich jener der Äland-Inseln,

Mehr als 40 Millionen
Menschen in der Europäi-
schen Union sprechen eine
andere Sprache als jene in
ihrem Land. Um die Spra-
che und Kultur der Minder-
heiten zu fördern, wurde
Midas gegründet: Die "Eu-
ropean Association of Dai-
ly newspapers in Minority
and Regional Languages -
MIDAS" (Europäische Or-
ganisation von Tageszei-
tungen inMinderheits- und
Regionalsprachen) ist der
Zusammenschluss von Eu-
ropäischen Tageszeitun-
gen, die für Minderheiten
berichten. MIDAS zählt
derzeit 26 Mitglieder, von
Finnland über Estland bis
zu Rumänien, Italien oder
Spanien.

Das Ziel der Organisati-
on ist es, Strategien zu ko-
ordinieren und Koopera-
tion in den Verlagen, bei
Marketing und Finanzie-
rung zu erreichen. In Brüs-
sel setzt sich die Organisa-
tion für die Rechte der Min-
derheiten in Europa ein.

Der Sitz von Midas ist bei
der Europäischen Akade-
mie in Bozen. Präsident ist
Toni Ebner, Chefredakteur
der Tageszeitung "Dolomi-
ten", und Generalsekretär
ist Günther Rautz. Weitere
Informationen unter
www.midas-press.org.

rungsbüdung erwiesen. Viele
Menschen aus der Region den-
ken, dass dieDänen nicht Teil ei-
ner Regierung sein sollten, son-
dern sich primär um die Anlie-
gen der Minderheit kümmern
sollten. Dies hat alte Wunden
wieder aufgerissen - und ge-
zeigt, dass dieBeziehungen zwi-
schen Deutschen und Dänen
vielleicht doch nicht so gut sind,
wie viele dachten.

le Ungarn in Rumänien mit der
DAHR nicht mehr einverstan-
den. Darum entstand eine neue
politische Gruppierung, die
"Ungarische Zivil-Allianz".
Die beiden Parteien stehen im
Wettbewerb zueinander: Die ei-
ne kämpft um den Machterhalt,
und die andere darum, die
Macht zu ergreifen. Darum wird
die wirkliche Vertretung der
Ungarn in Rumänien Tag für
Tag schwächer.

Seit 1920 gehört Transsylva-
nien zu Rumänien - und seit da-
mals sind die Ungarn, die in
Transsylvanien ansässigsind, in
Rumänien eine Minderheit.
Auch in anderen Regionen Ru-
mäniens, zum Beispiel in Buka-
rest, und in Moldawien leben
Ungarn. Insgesamt stellen die
Ungarn 6,6 Prozent der rumäni-
schenBevölkerung. In der Regi-
on Szekler stellen sie sogar eine
Mehrheit dar.

Die Rechte der ungarischen
Minderheit sind in der rumäni-
schen Verfassung nur unzurei-
chend geschützt. Seit 1991 ver-
langen Rumäniens Minderhei-
ten, von denen es insgesamt 22
gibt, ein Minderheiten-Gesetz.
Aber es fehlt noch an rechtlicher
Regulierung. Insbesondere im
Schulunterricht in der Mutter-
sprache gibt es noch Restriktio-
nen.

Die "Demokratische Allianz
der Ungarn in Rumänien"
(DAHR) wurde 1989 gegründet,
um die Interessen der Minder-
heitzu vertreten. Heute sind vie-

Ein Drittel der 1,3 Millionen
Esten gehören der Russischen
Minderheitan.Die meisten Rus-
sen leben in Tallinn und in den
Städten und Regionen wie Nar-
va, Kohtla-Järve, Sillamae und
Peipsi Järv. Viele der Vorfahren
dieser Russen gehörten der or-
thodoxen Gruppe der Raskol-
niks an, die vor langer Zeit in
Russland von der Russischen
Orthodoxen Kirche verfolgt
wurden und nach Estland geflo-
hen sind. Andere Russen in Est-
land sind Nachfolger der 40.000
Flüchtlinge aus der Oktober-
Revolution von 1917.

Das größte Problem: Über
100.000 Russen, die in Estland
leben, haben keine Staatsbür-
gerschaft, obwohl sie in Estland
geboren sind. In ihren Pässen
steht das Wort "Allen" (Auslän-
der). Zuletzt hat sich das estni-
sche Parlament bemüht, den
Staatsbürgerschafts-Prozess zu
beschleunigen. Die Russen

müssen eine Prüfung in estni-
scher Sprache und zur Verfas-
sung ablegen. Rund 2000 Bürger
erhalten derzeit monatlich die
Staatsbürgerschaft, aber das
reicht noch nicht aus. Viele Rus-
sen, die in Estland geboren sind,
denken, dass sie die Staatsbür-
gerschaft ohne die obligatori-
sche Prüfung erhalten sollten.

Ein weiteres Problem ist die
Nähe zu Russland. Kulturell ist
das bereichernd, aber für unsere
Politik ist es nicht gut. Die rus-
sische Minderheit kann mit der
estnischenRegierungnichtüber
ihre Problemereden, ohne sofort
vom russischen Außenminister
zitiert zu werden. Da die est-
nisch-russischen Beziehungen
sehr delikat sind, konnten die
estnischen Behörden zuletzt
keinen Schritt auf die Russen
zukommen.

Nicht zuletzt ist die russische
Gemeinschaft in Estland selbst
an einigen Missständen schuld:
Wir haben keine charismati-
schen Führer. Die russischen
Parteien in Estland blieben bei
den letzten Wahlen außen vor,
weil sie nach endlosen Konflik-
ten von weniger als fünf Prozent
der Bevölkerung gewählt wur-
den. Wenn wir also unsere Situa-
tion verbessern wollen, dann
müssen wir auch bei uns selbst
beginnen.

In den letzten Jahren gab es
positive Änderungen im Leben

der ungarischen Minderheit in
der Slowakei. Die Ungarische
Koalitions-Partei (SMK) ist seit
1998Teilder Regierungskoaliti-
on.

Im vergangenen Oktober hat
die Regierung beschlossen, eine
ungarische Universität in der
Südslowakei zu gründen, wo die
meisten Ungarn leben. Zuvor
hatten die Ungarn sich bei der
universitären Bildung benach-
teiligt gesehen, da nur zwei Pro-
zent der Ungarn eine Universi-
tät besuchten, im Gegensatz zu
4,8 Prozent bei den Slowaken.

Das neue Sprachen-Gesetz
und Gesetze zur Schulbildung
und Ausbildung haben einen
starken Druck von der ungari-
schen Minderheit genommen.

Trotzdem gibt es noch Diskri-
minierungen und Spannungen
zwischen den Ungarn und den
Slowaken. Die Slowakenfürch-
ten insbesondere eine "Ungari-
sierung" der südlichen Slowa-
kei - das könnte zu künftigen
Konflikten führen.

Zuletzt hat der ungarische
Premierminister Ferenc Gyurc-
säny für Diskussionen gesorgt,
als er dafür plädierte, dass für
die fünf Millionen Ungarn, die
außerhalb Ungarns leben, eine
Autonomie besser wäre als eine
doppelte Staatsbürgerschaft.
DieUngarnhabenbeieinemRe-
ferendum im vergangenen Jahr
gegen eine doppelte Staatsbür-
gerschaft votiert. Die slowaki-
schePolitikwurdedadurchauf-
geschreckt. In den bevorstehen-
den Regionalwahlen könnte es
zu antiungarischen Koalitionen
unter den slowakischen Partei-
en kommen, um die Ungarn von
der Politik auszuschließen. Die
Ungarische Koalitionspartei
(SMK) sagte zuletzt, dass es ihr
nicht um eine territoriale, son-
dern um eine kulturelle Autono -
mie ginge.

Ein Gesetz, das die Minder-
heitenschützt, würde allen Min-
derheiten in der Slowakei zu-
gute kommen. Dieses Gesetz
gibtesinder Slowakei-selbst 15

Es gibt rund 100.000 Slowe-
nen in Italien, die in den Regio-
nen Friaul, Triest und Udine le-
ben. Zwischen dem Ersten und
dem Zweiten Weltkrieg standen
dieSlowenenstarkunter Druck.
Die Faschisten verboten die slo-
wenische Sprache, die sloweni-
schen Organisationen undlnsti-
tutionen, den slowenischen
Schulunterricht und unter-
drückten auch die slowenischen
Familiennamen, die sie italiani-
sierten. Tausende von Slowenen
wanderten aus, zum Beispiel
nach Argentinien. Heute haben
die Slowenen in Italien ein reges
Leben entwickelt: Es gibt zwei
politische Parteien, eine große
Zahl von kulturellen Organisa-
tionen, eine wissenschaftliche
Institutionundeineslowenische
Tageszeitung. In Triest und Görz
gibt es slowenische Schulen; die
Slowenen in Udine verfügen
über Privatschulen. Zur Repub-
lik Slowenien bestehen gute Be-
ziehungen, so greift Slowenien
der Minderheit finanziell unter
dieArme.ImLondonMemoran-
dum (1954) und im Vertrag von
Osimo (1975) erkennt Italien die
Rechte der slowenischen Min-
derheitin Friaul an, jedochnicht
jene der Slowenen in Udine. Die
slowenische Minderheit in Itali -
en ist mit der aktuellen rechtli-
chen Absicherung der Minder-
heit, die von Region zu Region
anders ausfällt, nicht zufrieden.
DieSlowenenwollendaher-mit
der Hilf e der Republik Sloweni-
en- einen einheitlichen Minder-
heitenschutz erreichen. Ein ent-
sprechendes Gesetz gibt es seit
2001 - leider besteht es nur auf
demPapier.

Was ist Midas?




